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Kürzlich hat der Bundesrat zur jungsozialistischen 
Volksinitiative «1:12 – für gerechte Löhne» Stellung 
genommen. In seiner ablehnenden Botschaft sagt er 
ruhig und nett, dass es damit einige Probleme geben 
könnte. Tatsächlich wollte er wohl eher sagen, dass er 
noch selten eine Initiative mit so hohem Schadens-
potenzial gesehen hat. Gemäss der Initiative dürften 
Unternehmungen keine Löhne mehr bezahlen, die 
mehr als 12-mal höher als ihr tiefster Lohn sind. Für 
normale Firmen würden Jahreslöhne über rund 
600 000 Franken praktisch verboten. Tatsächlich aber 
gibt es viele Menschen, die für ihre Arbeitgeber auf 
ganz anständige Weise wesentlich mehr wert sind. 
Die Lohnvorschrift hätte deshalb absolut 
 dramatische Folgen für die ganze Schweiz.

Einerseits würden natürlich viele Firmen und Hoch-
qualifizierte abwandern. Noch schwerwiegender 
 wären all die Anpassungsmassnahmen, zu denen 
Unternehmungen gezwungen würden, um 1:12 

 einzuhalten. Erstens würden 
die Tieflohnbereiche und die 
Hochlohnbereiche in speziel-
le Firmen ausgelagert. Zwei-
tens würden Unternehmun-
gen in mehrere Firmen mit 
unterschiedlichen Gehalts-
niveaus aufgeteilt. Drittens 
müssten sich die Hochlohn-

bezüger als Selbstständige deklarieren und ihre 
Arbeit als Beratungsaufträge abrechnen. Viertens 
würden Hochlohnbezüger Kapitalbeteiligungen ge-
währt, um dann die Löhne als Dividende auszube-
zahlen. Fünftens würden die Unternehmungen, die 
sich gezwungen sehen, die tiefen Löhne anzuheben, 
von ihren Mitarbeitern wesentlich mehr verlangen. 
Deshalb bringen solche Lohneingriffe bestenfalls 
mehr Leistungsdruck und Stress am Arbeitsplatz.

Natürlich wollen die Juso alle Ausweichbewegun-
gen verbieten. Doch das bedingt riesigen Kontroll-
aufwand und Kosten. Konsequent umgesetzt, bringt 
es den Polizeistaat, weniger konsequent umgesetzt 
den Willkürstaat. Zudem können die Kontrolleure 
oft nicht zwischen normalen Massnahmen zur 
 Effizienzsteigerung und solchen zur Umgehung der 
Lohnvorschriften unterscheiden. So gäbe es viele 
Fehlentscheide, und unsere Wirtschaft würde schnell 
verknöchern und ihre internationale Wettbewerbs-
fähigkeit verlieren. Weshalb fordern so intelligente 
Menschen wie manche Juso solch verrückte 
 Massnahmen? Die einzige anständige Erklärung  
ist wohl, dass sie keine besseren Ideen hatten und  
vor allem auf den Aufmerksamkeits- und 
 Unterhaltungswert des Themas setzten. Ich hoffe, da 
hat niemand Juxo gerufen.
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PFÄFFIKON SZ Der neue Vögele-
Chef Frank Beeck setzt bei der 
Modekette den Rotstift an. Nach 
dem Ausstieg als Sponsor der Vö-
gele Fashion Days steht nun ge-
mäss Informationen der Sonn-
tagsZeitung auch der Vertrag mit 
den Film-Schwestern Penélope 
und Monica Cruz vor dem Aus. 
Die bisherige Vereinbarung gilt 
noch bis Ende März, wie Vögele-
Sprecherin Nicole Borel-Schöwel 
bestätigt. Es sei offen, wie es da-
nach weitergehe. Gemäss Infor-
mationen der SonntagsZeitung 
laufen derzeit die letzten Ver-
handlungen, doch gehen die Vor-
stellungen über den Preis weit 
auseinander. 

Unsicher, weil ebenfalls teuer,  
ist auch die Verlängerung des Ver-
trags mit dem deutschen Schau-
spieler Til Schweiger. Dessen En-
gagement läuft Ende Jahr aus. Für 
die aktuelle Kollektion posiert 
 bereits ein anderes Model. 

Vögele gibt sich künftig in sei-
nem Auftritt wieder bescheiden, 
will sich aufs Kerngeschäft kon -
zen trieren. Das erste Halbjahr 
2011 ist schlecht gelaufen, und es 
wurde bereits ein Verlust fürs Ge-
samtjahr in Aussicht gestellt. Im 
zweiten Semester sind die Ver-
käufe nochmals massiv eingebro-
chen, Vögele-Chef André Maeder 
nahm den Hut. Seither amtet Sa-
nierer Hans Ziegler als Verwal-

tungsratspräsident (siehe oben). 
Gespart wird auch bei den Mode-
kollektionen: Der Konzern setzt 
nur noch auf die Dachmarke 
Charles Vögele, die Labels Biag-
gini oder Casa Blanca werden ver-
schwinden. Die Umsetzung die-
ser Markenstrategie soll im Früh-

ling 2013 abgeschlossen sein. Pa-
rallel dazu wird die Präsentation 
der Kleider in den Filialen ange-
passt. So stellt der Konzern künf-
tig ganze Outfits von Kopf bis 
Fuss aus. «Damit wollen wir unse-
re modische Kompetenz unter-
streichen», so Borel. 

Im Zuge der aktuellen Neuaus-
richtung wird in der Branche zu-
dem über einen möglichen Rück-
zug von Vögele aus einzelnen Län-
dern spekuliert. Auch von einer 
neuen Kostensenkungsrunde beim 
Personal ist die Rede. Vögele setzt 
rund 1,4 Milliarden Franken um, 
ist in 10 Ländern präsent und be-
schäftigt rund 8000 Mitarbeiter.   
 NICOLE KIRCHER

Charles Vögele lässt seine Stars fallen
Verträge mit Cruz und Schweiger laufen aus – Verlängerung scheitert wohl am Geld 

Teurer Vögele-Botschafter: 
Schauspieler Til Schweiger 

ZÜRICH Ex-Notenbank-Präsident  
Philipp Hildebrand muss seine 
privaten Finanztransaktionen ab 
2009 offenlegen. Dies hat der 
Bankrat der Schweizerischen Na-
tionalbank (SNB) entschieden, 
wie SNB-Sprecher Walter Meier 
auf Anfrage der SonntagsZeitung 
bestätigt. 

Der Bankrat hatte bereits vor 
drei Wochen beschlossen, dass die 
privaten Konti der sechs Mit-
glieder des erweiterten SNB-Di-
rektoriums einer vertieften Über-
prüfung unterzogen werden. 
Nach dem Rücktritt Hildebrands 
blieb aber offen, ob dieser einbe-
zogen wird. Auf Druck prominen-
ter Bankratsmitglieder entschied 

sich das Gremium nun aber dafür. 
Unbehelligt bleiben der frühere 
SNB-Direktor Jean-Pierre Roth 
und Ex-Chefökonom Ulrich  
Kohli, welche die Notenbank En-
de 2009 verliessen. 

Hildebrand legte seine Konti 
bereits nach dem Auftauchen ers-
ter Verdächtigungen im Dezem-
ber offen. Die nun eingeleitete 
Untersuchung durch die Revi-
sionsgesellschaft KPMG geht 
deutlich weiter. Die Prüfer wer-
den sich nicht mit schriftlichen 
Unterlagen begnügen, sondern 
die Direktoriumsmitglieder zu 
Interviews vorladen. Hildebrand 
war für eine Stellungnahme nicht 
erreichbar.  GUIDO SCHÄTTI 

Hildebrand wird geröntgt 
Bankrat verlangt Offenlegung der Konti ab 2009 


